
NEUE HERAUSFORDERUNGEN DER FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK

6.  Russland, der Krieg in der Ukraine 
und der Westen

HANS-GEORG EHRHART

Das Verhältnis zwischen Russland und 
dem Westen ist in einer schweren 

Krise. Unmittelbarer Anlass dieser Krise ist 
der »hybride Krieg« Russlands gegen die 
Ukraine, dem ein politisches Ringen zwi-
schen Russland und dem Westen um die 
Ukraine vorausging (Ehrhart 2014). Der zu-
grunde liegende Macht- und Ordnungskon-
flikt erschüttert seitdem die europäische 
Sicherheitsarchitektur und das Verhältnis 
Russlands zur Ukraine und zum Westen. 
Für die europäische Sicherheit bleibt Russ-
land aber ein wichtiger Akteur. Die Aus-
sage, dass europäische Sicherheit nicht 
ohne und schon gar nicht gegen Russland 
möglich ist, hat viele Befürworter. Dafür 
spricht die Geografie, denn Russland ist 
das größte Land der Erde und liegt in Eu-
ropa, allerdings auch in Asien. Dafür sprich 
auch seine Geschichte als europäische 
Großmacht und als Weltmacht mit ständi-
gem Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen. Des Weiteren spricht sein Status 
als Militärmacht und vor allem als nukleare 
Supermacht dafür. Schließlich sieht es sich 
selbst als europäische und globale Macht, 
deren Sicherheitsinteressen es zu beach-
ten gilt. Als europäische Macht hat es bis 
heute ein fundamentales Interesse an der  
Mitgestaltung der europäischen Sicher-
heitsstrukturen. Es ist zwar Mitglied der 
OSZE und des Europarates sowie mit NATO 
und EU vertraglich verbunden, aber eben 
nicht als Mitglied. Europa als »kollektives 
Sicherheitssystem« ist nicht machbar, weil 
die meisten europäischen Länder die westlichen Sicherheits-
organisationen bevorzugen. Auch die gegenwärtige ukraini-
sche Regierung strebt in die westlichen Institutionen, wäh-
rend das zunehmend instabile Land nicht nur in dieser Frage 
gespalten ist. Es befindet sich seit Anfang 2014 auch mit 
einem bewaffneten Konflikt, in dem Russland faktisch eine 
zentrale Rolle spielt. 

Hybrider Krieg in der Ukraine

Moskaus Vorgehen gegen die Ukraine kam für den Westen völlig 
unerwartet. Insgesamt nutzte Russland die gesamte Bandbreite 
der Methoden hybrider, d. h. konventionelle und unkonventio-
nelle Methoden nutzender Kriegsführung. Dazu gehörte auch, 
die eigene Beteiligung abzustreiten und verdeckt vorzugehen. 
Die Annexion der Krim wurde durch ein groß angelegtes Ablen-
kungsmanöver eingeleitet, bei dem ohne vorherige Ankündigung 
große Teile der Armee in Alarmbereitschaft versetzt wurden und 
mehr als 150.000 Soldaten eine Militärübung abhielten. Während 
westliche Beobachter gebannt auf den westlichen und den zent-
ralen Wehrbezirk schauten, verstärkte Moskau die in Sewastopol 

stationierten 10.000 Soldaten bis Ende März um weitere 22.000, 
darunter Spezialkräfte der Geheimdienste und des neu gegrün-
deten Streitkräftekommandos für Sonderoperationen. Maskierte, 
aber diszipliniert und bestimmt auftretende Männer im Kampf-
anzug ohne Hoheitsabzeichen – die sogenannten »grünen Männ-
chen« – waren immer dann präsent, wenn lokale prorussische 
Kräfte Gebäude des ukrainischen Staates besetzten. Die propa-
gandistische Begleitmusik spielte das Lied von der autonomen 
Volksbewegung, die den Anschluss an Russland wolle, um der »fa-
schistischen Bedrohung aus Kiew« zu entgehen. Das alternative 
Narrativ wurde unterstützt durch die Ausschaltung kritischer Me-
dien und Cyberangriffe auf ukrainische Internet- und Telefonver-
bindungen (Paganini 2014). Den vermeintlich legalisierenden 
Schlusspunkt setzten ein kurzfristig durchgeführtes Referendum 
und der formale Beitritt der Krim zu Russland am 18. März 2014 
(Adomeit 2014; Ripley und Jones 2014, S. 5). 
In der Ost- und Südostukraine gestaltete sich das Vorgehen Russ-
lands ähnlich. Im Unterschied zur Annexion der Krim eskalierte 
der Konflikt hier jedoch zum Krieg, der bislang ca. 8.000 Men-
schenleben gefordert hat (Williams 2015). Die »grünen Männ-
chen« agierten im Zusammenspiel mit lokalen bewaffneten Auf-
ständischen hauptsächlich in den Gebietskörperschaften Donezk 
und Luhansk, wobei dieses Mal auch russische Freiwillige und 

Abb. 1 Vermummte russische Soldaten ohne Hoheitsabzeichen (»grüne Männchen«) besetzten am 
21.3.2014 in Perevalnoye auf der Krim, Ukraine, eine ukrainische Kaserne. Zuvor fand am 16. März 2014 
ein »Referendum« auf der Krim zu deren künftigem Status statt. Ab dem 20. 2. 2014 waren russische Trup-
pen in der »autonomen Republik Krim der Ukraine« einmarschiert. Das Referendum wurde von einer 
Regierung unter Führung von Sergei Aksjonow von der Vier-Prozent-Kleinpartei Russische Einheit, die am 
27. Februar 2014 handstreichartig die Macht übernommen hatte, angesetzt. Zur Wahl standen zwei Opti-
onen; man konnte jedoch nicht für den Status quo vor Beginn der Krise stimmen. Der Medschlis des Krim-
tatarischen Volkes sprach sich für einen Boykott des Referendums aus. Die Völkerrechtlerin Anne Peters 
bezeichnete den Vorgang einen »Missbrauch des Referendumsinstruments«. Die EU und die USA sprachen 
von einem Bruch des Völkerrechts und verhängten wirtschaftliche Sanktionen gegenüber Russland. 
 © Citypress24, picture alliance
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Kämpfer aus dem Kaukasus mitwirkten. Laut russischen Darstel-
lungen handelt es sich ausschließlich um Freiwillige, die für die 
Selbstbestimmung der Russen kämpfen (Hassel und Zerki 2014; 
The Economist 2014). Begleitet wurde das Vorgehen durch Cy-
berattacken auf ukrainische Regierungsorganisationen (Gilbert 
2014). 
Zwar erhalten die Separatisten von Russland Führungsunterstüt-
zung und Ausrüstung, allerdings hat Moskau die beiden von den 
Separatisten deklarierten autonomen Volksrepubliken bislang 
nicht anerkannt (Gordon und Higgins 2014a). Nachdem die Auf-
ständischen unter militärischen Druck der Ukraine geraten wa-
ren, antwortete Moskau mit grenznahen Militärmanövern, um 
eine Drohkulisse aufzubauen, vermehrten Waffenlieferungen, um 
die Separatisten zu stärken, mit unilateraler humanitärer Hilfe, 
um Pluspunkte an der heimischen Propagandafront einzufahren 
und mit der Eröffnung einer weiteren Front im Südosten der Ukra-
ine, um die Separatisten im Osten zu entlasten und möglicher-
weise sogar die Option für eine Landbücke zur Krim zu eröffnen 
(Gordon und Higgins 2014b). 
Trotz des am 5.9.2014 in Minsk unter Vermittlung der OSZE unter-
zeichneten Waffenstillstandsabkommens zwischen der ukraini-
schen Regierung und den Separatisten flammten die Kämpfe im-
mer wieder auf. Während bei den ukrainischen Parlamentswahlen 
am 26.10.2014 die proeuropäischen Kräfte siegten, vertieften die 
wenig später in den Donezk und Luhansk separat abgehaltenen 
und international nicht anerkannten Wahlen die Spaltung des 
Landes. Russland erklärte, das Wahlergebnis in den Separatisten-
gebieten zu respektieren (Spiegel Online 2014). Gleichzeitig ver-
schärften sich die bewaffneten Auseinandersetzungen wieder. 
Auch nach der Präzisierung und Bekräftigung des »Minsker Ab-
kommens« durch die Staats- und Regierungschefs von Deutsch-
land, Frankreich, Russland und der Ukraine im Februar 2015 
(Minsk II) simmerte der Krieg weiter. 
Während die eingesetzten Waffen auf einen klassischen konventi-
onellen Krieg hindeuten, zeigen die eingesetzten Kräfte und die 
russische Interpretation des Konflikts, die dem Prinzip der »plau-
siblen Abstreitbarkeit« (»plausibel deniability«) folgt, dass es sich 
auch um eine partiell verdeckte Form des Krieges handelt. Seinen 
hybriden Charakter erhält er durch das koordinierte Zusammen-
wirken konventioneller und unkonventioneller, symmetrischer 
und asymmetrischer sowie militärischer und ziviler Mittel und 
Methoden. 

Ziele und Legitimationsdiskurse 

Krieg dient in der Regel einem politisch-strategischen Ziel. Das 
gewaltsame Vorgehen wird gewählt, weil dieses Ziel als gefährdet 
angesehen und die kriegerische Aktion als Erfolg versprechend 
eingeschätzt wird. Im Falle des Gewaltkonflikts in der Ukraine 
verfolgen Russland und der Westen völlig unterschiedliche poli-
tisch-strategische Vorstellungen. Moskau denkt vor allem in der 
Logik des politischen »Realismus«, der auf Kategorien wie Macht, 
Einfluss und Gleichgewicht setzt. Es will die Ukraine so weit wie 
möglich im russischen Einflussbereich halten und damit ihre An-
näherung an die NATO verhindern. Die NATO-Erweiterung und die 
Verlagerung militärischer Infrastruktur an die Grenzen Russlands 
beschreibt es in seiner Militärstrategie als »main external military 
danger« (The Military Doctrine of the Russian Federation 2014, 
Abs. 12a). Zudem will Moskau die am 1.1.2015 gegründete Eurasi-
sche Wirtschaftsunion (EAWU) ausbauen, die ohne Kiew signifi-
kant weniger Gewicht hätte. Auch wenn die Mitgliedschaft Kiews 
in der EAWU momentan illusorisch ist, will Russland doch seinen 
Einfluss über den Osten des Landes wahren, vielleicht in der Hoff-
nung, dass sich die Lage in der ganzen Ukraine aufgrund der zu 
erwartenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verwerfun-
gen langfristig zu seinen Gunsten ändert. 
Russland geht es nicht nur um die Ukraine, sondern auch um 
seine Stellung in der Welt und um seine nationale Sicherheit 

(»Russia’s National Security Strategy to 2020«, 2009). In Europa 
sollten aus russischer Sicht zwei Zentren zu einer multipolaren 
Welt beitragen: Die EU und eine von Russland geführte EAWU, 
einschließlich der Ukraine, Moldaus und Georgiens. Überwölbt 
würde das Ganze durch eine gesamteuropäische Sicherheits-
struktur. Der zweite Aspekt, die nationale Sicherheit, erfordert 
nach russischem geopolitischem Denken die Einbindung des »na-
hen Auslands«, weil nur sie sei ein Mindestmaß an strategischer 
Tiefe gewährleistet und aufgrund der jahrzehntelangen ökonomi-

Abb. 2 Die Ukraine-Krise  © dpa Infografik, picture alliance, Stand Februar 2015
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schen und ethnischen Verflechtung notwendig erscheint. Russ-
land hat nie einen Zweifel daran gelassen, dass es die Nichtbeach-
tung seiner Sicherheitsinteressen nicht hinnehmen wird. Die 
Reaktion im Georgienkonflikt 2008 war eine eindeutige Warnung. 
Man mag diese Haltung als altes Denken abtun, sie leitet aber das 
Handeln der gegenwärtigen politischen Führung. 
Der russische Legitimationsdiskurs beschränkt sich aber nicht 
allein auf die genannten »realistischen« Argumente. Er greift 
auch auf russisch konnotierte »liberale« Argumente zurück, 
wenn der Schutz der Menschen auf der Krim und in der Ost-
ukraine, das Recht auf Selbstbestimmung und auf eigene kultu-
relle Identität angeführt werden. Gleiches gilt für das Bedauern, 
dass das Völkerrecht nicht mehr greife und die von der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention garantierten sprachlichen, 
historischen und kulturellen Rechte der Russen in der Ukraine 

bedroht seien (President of Russia 2014). Das zweifelhafte Recht, 
russische Bürger auch außerhalb des Staatsgebietes militärisch 
zu schützen, wird als völkerrechtskonform deklariert (»Russia’s 
National Security Strategy to 2020«, 2009, Ziffer 20). Die Kern-
botschaft lautet somit: Russlands Handeln ist legal und legitim. 
Alle Rechtfertigungen dienen wohl auch dazu, die russische 
 Bevölkerung um Präsident Putin zu scharen und dadurch in 
Kombination mit autoritären Maßnahmen wie der Unterdrü-
ckung unabhängiger Medien das politische System zu stabilisie-
ren (Allison 2014). 
Der Westen denkt wiederum eher in der Logik des Liberalismus 
und betont normative Ziele wie Demokratie, Menschenrechte 
und Rechtsstaatlichkeit (Ischinger 2014). Seine Kernbotschaft 
lautet: Russlands Handeln ist völkerrechtwidrig und illegitim. Das 
strategische Ziel des Westens ist Selbstbestimmung für die Ukra-
ine und ihre Einbindung in den Westen. Was das genau heißt, ist 
umstritten. Eine Mitgliedschaft in der EU ist mittelfristig schon 
aus rein technischen Gründen nicht möglich. Gleichwohl hat 
Brüssel mit seinem Projekt der »Östlichen Partnerschaft« einen 
politisch-strategischen Weg eingeschlagen, der zumindest lang-
fristig auf die Mitgliedschaft der Ukraine hinauslaufen könnte. 
Das entspräche auch dem Grundsatz, dass jeder europäische 
Staat, der die Werte der EU vertritt und materiell beitrittsfähig ist, 
prinzipiell Mitglied der EU werden kann. Das 2009 lancierte Pro-
jekt war auch eine Reaktion auf den Krieg in Georgien; Russland 
antwortete mit dem Projekt der EAWU. Das am 27.6.2014 in Brüs-
sel unterzeichnete Assoziierungsabkommen mit der Ukraine, Ge-
orgien und Moldau war der nächste Schritt in einem Wettlauf kon-
kurrierender Integrationskonzepte. 
Eine kurzfristige Mitgliedschaft der Ukraine in der NATO steht 
bislang nicht auf der politischen Agenda, aber doch eine Annähe-
rung. Auf dem NATO-Gipfel in Bukarest 2008 haben zwar Staats-
präsident Sarkozy und Kanzlerin Merkel das Ansinnen von Präsi-
dent Bush verhindert, die Ukraine und Georgien in das Programm 
für eine künftige NATO-Mitgliedschaft aufzunehmen. Allerdings 
wurde beiden Ländern zugesagt, dass diese Türe offen bleibt. 
Dies hatte Putin bereits 2008 als militärische Bedrohung ein-
gestuft (Erlanger 2014). Die Ukraine ist seit 1994 Mitglied der 
»Partnerschaft für den Frieden«, die u. a. das militärische Zusam-
menwirken in Manövern übt, und seit 1997 existiert die NATO-
Ukraine-Kommission. Zudem sprachen die USA der Ukraine den 
Status eines »Major non-NATO-Ally« zu, der umfangreiche militä-
rische und wirtschaftliche Unterstützung ermöglicht (Ukraine 
Business Online 2014). 

Reaktionen des Westens

Die russische Politik gegenüber der Ukraine stellt den Westen vor 
große Herausforderungen. Wie soll er auf die »hybride Kriegfüh-
rung« Russlands reagieren? Wie kann der Krieg in der Ostukraine 
befriedet werden? Welche strategischen Schlüsse sind aus dieser 
Entwicklung zu ziehen? In der Verurteilung des russischen Vorge-
hens bestand Konsens, aber was die konkreten Reaktionen an-
geht, gingen die Positionen und Meinungen in der NATO und in 
der EU auseinander. Erforderte die Politik Moskaus für die einen 
eine grundlegende Neubewertung der Beziehungen, beschworen 
die anderen die Notwendigkeit der Krisendiplomatie und einer 
weniger harten Reaktion. In der NATO bekamen jene Aufwind, die 
bereits seit langem über die unzureichenden Verteidigungsaus-
gaben klagen sowie jene, die für eine stärkere Konzentration auf 
die Bündnisverteidigung als Kernauftrag der NATO plädieren. Die 
mittelosteuropäischen Staaten fühlen sich in einem weitaus hö-
heren Maße von Russland bedroht als die weiter westlich gele-
genen Staaten. Während man in der NATO diskutierte, ob Russ-
land künftig als »Gegner« oder gar wieder als »Feind« einzustufen 
sei, bemühten sich insbesondere die EU sowie Deutschland 
und Frankreich darum, die Krise diplomatisch einzuhegen. Das 
hinderte sie nicht daran, Sanktionen gegen russische und 

Abb. 3 »Der Osten der Ukraine« nach den Minsker Abkommen. Das Abkommen 
Minsk II zielt auf eine Deeskalation und Befriedung des seit 2014 in der Ost-
Ukraine herrschenden Kriegs und eine politische Beilegung des Konflikts. Ausge-
handelt wurde Minsk II vom französischen Präsidenten François Hollande, der 
deutschen Bundeskanzlerin Angela Merkel, dem ukrainischen Präsidenten Petro 
Poroschenko sowie dem russischen Präsidenten Wladimir Putin, unterzeichnet 
wurde es am 12.2.2015 von den Teilnehmern der Trilateralen Kontaktgruppe, d. h. 
aller am Konflikt beteiligten Gruppen. Beobachter sprechen jedoch seither von 
permanenten Verstößen der Bürgerkriegsbeteiligten in der Ukraine.
 © Grafik: Dytert, dpa Infografik, picture alliance, 5.2.2016
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 ukrai nische Verantwortliche 
zu verhängen und weiter-
gehende Wirtschaftssanktio-
nen anzudrohen, falls Russ-
land nicht zur Deeskalation 
der Lage beiträgt (Tages-
schau.de 2015). Mehrere EU-
Mitglieder – etwa Deutsch-
land, Großbritannien und 
Schweden – stoppten ihre 
Rüstungskooperation mit 
Moskau (Rettman 2014).
Die NATO begann 2015 mit der 
Umsetzung des auf dem Gip-
fel in Wales beschlossenen 
Aktionsplans (NATO 2014). 
Dieser sieht u. a. die Verstär-
kung der Luftraumüberwa-
chung im Osten, Hilfe für den 
Aufbau der militä rischen Inf-
rastruktur, den Aufbau einer 
»Very High Readiness Joint 
Task Force« und  das ver-
stärkte Abhalten von Manö-
vern in den mittel- und  ost-
europäischen Mitgliedstaaten 
vor. Der Forderung nach der 
Stationierung einer schweren 
Kampfbrigade seitens der 
baltischen Staaten entsprach 
die NATO aber nicht. Ins-
besondere Berlin befürchtet, 
dass das diplomatische Kri-
senmanagement durch einen 
offenen Bruch der NATO-
Russland-Grundakte zusätzlich erschwert würde. Allerdings erwä-
gen die USA die Einlagerung von Material für eine Panzerbrigade in 
den östlichen Mitgliedsländern. 
Zudem kochte durch die Krise sowohl in der NATO als auch in der 
EU die Frage der engeren Anbindung der östlichen Staaten und 
der Erweiterung beider Organisationen wieder hoch. NATO-Ge-
neralsekretär Jens Stoltenberg bekräftigte die Position der NATO, 
dass jeder Staat grundsätzlich die freie Bündniswahl hat und die 

NATO ihrerseits souverän darüber entscheidet (NATO 2015). Eine 
kurzfristige Bündnismitgliedschaft der Ukraine schätzen sowohl 
die NATO als auch die USA als kurzfristig nicht aktuell ein. Die 
langfristige Option bleibt aber – zum Leidwesen Russlands – be-
stehen. Dementsprechend hob das ukrainische Parlament den 
blockfreien Status des Landes im Dezember 2014 auf. Die von 
Moskau ebenfalls kritisch beäugte Erweiterungspolitik der EU 
und ihre Politik der östlichen Partnerschaft wurden fortgesetzt. 

Bundeskanzlerin Angelika Merkel stellte auf 
dem EU-Gipfel mit den Ländern der östlichen 
Partnerschaft in Riga allerdings klar, dass 
dieser Ansatz kein Instrument zur Erweite-
rung sei (Merkel 2015). 

Perspektiven: Zwischen 
Koexistenz und Konfrontation

Der Ukrainekonflikt entwickelt sich zuneh-
mend als »game changer« der Politik von EU 
und NATO gegenüber Russland. Russland 
zeigt trotz zunehmender, vor allem durch die 
fallenden Energiepreise verursachten Wirt-
schaftsprobleme keine Bereitschaft, seine 
Haltung grundsätzlich zu ändern. Unbe-
streitbar hat dieser Krieg die Jahrzehnte alte 
Grundlagen der europäischen Friedens- und 
Sicherheitsordnung erschüttert (Ehrhart 
2015). Nach der verdeckten Intervention 
Russlands und der Annexion der Krim ist der 
Konflikt im Osten des Landes in einen be-
waffneten Konflikt übergegangen, der trotz 
der Vereinbarungen von Minsk I und II über 
einen Waffenstillstand auf kleiner Flamme 

Abb. 5 NATO-Staaten im Jahre 2015 unter Berücksichtigung der NATO-Osterweiterung (vgl. M 5).
 © dpa Infografik, picture alliance, Stand 2.12.2015

Abb. 4 »Man bleibt im Gespräch!“ © Klaus Stuttmann, 23.4.2014
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weitergeht. Es stellt sich also die dringende Frage, wie die künf-
tige Friedens- und Sicherheitsarchitektur beschaffen sein soll. 
Und vor allem: 
Welche Rolle soll Russland zukommen und welche will es eigent-
lich übernehmen? 
Bislang galt die Erkenntnis, dass europäische Sicherheit ohne 
Russland nicht zu haben ist. Moskau hat den Eindruck, dass der 
Westen seine Sicherheitsinteressen, wenn überhaupt, nur rheto-
risch anerkennt, faktisch hingegen seine eigenen Interessen zu 
Lasten der russischen höher bewertet. Die befürchtete Hinwen-
dung Kiews zum Westen und die damit absehbare Mitgliedschaft 
in der EU und der NATO hätte aus dieser Sicht Russland in eine 
geostrategisch so prekäre Lage manövriert, dass entschiedenes 
Handeln notwendig erschien (President of Russia 2014). Der 
Westen ist sich mit seiner Politik der Normübertragung durch 

Demokratieförderung und Wirtschaftsre-
form einerseits und zunehmender Sicher-
heitskooperation anderseits keiner Schuld 
bewusst und reagiert mit verstärkter Unter-
stützung für die zwischen der EU und Russ-
land liegenden Länder. 
Ein Viertel Jahrhundert nach Ende des Ost-
West-Konflikts endet die Phase kooperativer 
Sicherheit 2014/15 in Europa. An ihre Stelle 
scheint ein neuer Zeitabschnitt zu treten, 
der eher von Koexistenz und Konfrontation 
bestimmt sein wird. Welche genauen Aus-
wirkungen dieser Wandel auf die europäi-
sche Sicherheitsarchitektur haben wird, 
wird die Zukunft zeigen. Im Jahr 2016 sieht es 
so aus, dass kollektive Verteidigung und an-
tagonistische Sicherheit dominieren. Kata-
lysator dieses Prozesses war die russische 
 Annexion der Krim und der hybride Krieg 
in der Ostukraine. Aber bereits zuvor gab 
es Vorboten des Konflikts: der latente Streit 
über die Osterweiterung der NATO, der 
 fehlende Wille westlicher Akteure ein euro-
päisches System gleicher Sicherheit auf-
zubauen, der russische Anspruch auf stra-
tegische Tiefe und Aufrechterhaltung des 
hegemonialen Einflusses in der unmittel-

baren Nachbarschaft, der sich nach dem Georgienkonflikt an-
bahnende wirtschaftliche Integrationswettlauf zwischen EU und 
Eurasischer Wirtschaftsgemeinschafts, die verschärften Diffe-
renzen hinsichtlich Stellenwert und Auslegung von grundlegen-
den Normen, die noch in der »Charta von Paris« unstrittig waren, 
und widerstreitende Ordnungs- und Machtansprüche zwischen 
den Akteuren. 
Vor diesem Hintergrund sind die Perspektiven der europäischen 
Sicherheitsarchitektur durch Wandel und große Unsicherheit ge-
kennzeichnet. Gegenwärtig überwiegen Konfrontation und Ko-
existenz statt Kooperation. Konfrontation ist gefährlich, weil in-
stabil und eskalationsträchtig, Koexistenz ist zwar ein Rückschritt 
verglichen mit der Zeit nach 1989/90. Es wäre aber vergleichs-
weise akzeptabel, wenn man sich auf gemeinsame Regeln einigt 
in der Hoffnung, dass wieder bessere Zeiten kommen. 

Abb. 6 »Gemeinsam schaffen wir das!« © Klaus Stuttmann, 5.5.2014

Abb. 7 »Ich sag ihm immer wieder, er soll es lassen!« © Gerhard Mester, 25. 7. 2014
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MATERIALIEN

M 2  FAZ (2015): »Nationale Sicherheitsstrategie bis 2020. 
Russland will wieder Weltmacht werden«, FAZ 13.5.2009

Der russische Präsident Medwedjew hat die »Nationale Sicher-
heitsstrategie bis 2020« unterzeichnet. Kern der neuen Strategie 
ist eine Verbindung der klassischen Außen-, Sicherheits- und Mili-
tärpolitik mit der inneren Entwicklung, die gleichberechtigt in 
den Blick genommen wird, um die nationale Sicherheit zu ge-
währleisten. In die Sicherheitsstrategie ist deshalb eine noch von 
Medwedjews Vorgänger Putin initiierte »Agenda 2020« für die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung Russlands inte-
griert. Ziel der russischen Politik muss laut der Strategie die Wie-
dergewinnung des Status einer Weltmacht sein. 
Russische Rohstoffressourcen werden ausdrücklich in dem Ar se -
nal der Mittel aufgeführt, über die Russland 
verfüge, um diesem Ziel näherzu kommen. Im 
sicherheitspolitischen »Be dro hungs sze nario« 
der Strategie sind die möglichen Gefahren, 
denen sich Moskau zu stellen habe, aufgelis-
tet: die Proliferation von Massenvernichtungs-
waffen, der internationale Terrorismus, Versu-
che, regionale Konflikte mit Gewalt zu lösen, 
Ausländerhass und Separatismus, Afghanis-
tan, ein verschärfter Kampf um Rohstoffvor-
kommen, der auf die Barentssee, die Antark-
tis, das kaspische Becken und Zentralasien 
ausgreife.
Da der Einsatz militärischer Gewalt in diesem 
Kampf um Ressourcen nicht auszuschließen 
sei, ergebe sich daraus die zusätzliche Gefahr 
von Instabilität an Russlands Grenzen. Die 
amerikanischen Pläne für die Stationierung 
von Elementen des Raketenschilds in Ostmit-
teleuropa haben aus russischer Sicht eben-
falls destabilisierende Wirkung. 
Angesichts dieser Pläne und eines Konzepts, 
das Amerika in die Lage zu weltweiten Über-

raschungsschlägen mit atomaren und kon-
ventionellen strategischen Raketen setze, 
werde Russland alles tun, um die Parität mit 
den Vereinigten Staaten auf dem Gebiet der 
strategischen Waffen zu bewahren. Zugleich 
strebe Russland aber eine »strategische Part-
nerschaft« mit den Vereinigten Staaten an 
und wünsche Verträge zur weiteren Verringe-
rung und zahlenmäßigen Begrenzung stra-
tegischer Angriffswaffen. Mit Amerika will 
Russland zudem bei der Verbesserung des 
Non-Proliferation-Regimes und der Bekämp-
fung des Terrorismus zusammenarbeiten. 
Das Kooperationsangebot gilt grundsätzlich 
auch für die Nato, der Moskau freilich vor-
wirft, dass sie in der Sicherheitsarchitektur 
des euroatlantischen Raumes eine exklusive 
Rolle beanspruche und sich unter Verletzung 
internationalen Rechts »globale Funktionen« 
anmaße.

© www.faz.net/aktuell/politik/ausland/nationale- 
sicherheitsstrategie-russland-will-wieder-weltmacht- 
werden-1797154.html

M 4  Hannes Adomeit (2014): »Russische 
Militärstrategie. Die Lehren der 
 russischen Generäle«, 
Neue Zürcher Zeitung, 18.7.2014

Im Krieg mit Georgien 2008 waren offensichtliche Schwächen in 
Führungsstruktur und Ausrüstung der russischen Armee aufge-
treten. In der Ukraine-Krise ist davon nicht mehr viel zu spüren. 
Russlands offene Annexion der Krim und seine verdeckte Inter-
vention in der Ostukraine haben eine völlig neue Art der Kriegfüh-
rung offenbart. Dies erklärte Nato-Generalsekretär Anders Fogh 
Rasmussen auf der Außenministertagung des Bündnisses Ende 
Juni 2014 in Brüssel. Die für den Einsatz notwendigen organisato-
rischen Vorbereitungen und operativen Kriterien waren der west-
lichen Allianz allerdings verborgen geblieben oder waren in ihrer 
Bedeutung verkannt worden. Wichtige Entwicklungen, wie die 
seit Oktober 2008 laufende umfassende Reform des Militärwe-
sens und der im März 2013 vom russischen Generalstabschef und 
früheren Kommandanten in Tschetschenien, Valeri Gerassimow, 
angekündigte Aufbau von Streitkräften für Sonderoperationen, 

M 1  Gründung der »Eurasischen Wirtschaftsunion« durch die Präsidenten Alexander Lukaschenko, 
Weißrussland, Wladimir Putin, Russische Föderation, und Nursultan Nazarbayev, Kasachstan, am 
29. Mai 2014 in Astana, Kasachstan.  © ITAR-TASS/ Mikhail Metzel, picture alliance 

M 3  Die USA und Russland sind die größten Exporteure auf dem weltweiten Waffenmarkt. Zusammen 
machten ihre Waffenexporte fast zwei Drittel des gesamten Exports im Zeitraum von 2011 bis 
2015 aus.  © Grafik: Dr. Jürgen Reschke, Andreas Brühl, picture alliance, 25.2.2016 
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liefen an der westlichen Öf-
fentlichkeit vorbei. Daran än-
derte auch das in der Ankün-
digung enthaltene Warnsig-
nal nichts, dass diese Kräfte 
im Ausland zum Einsatz kom-
men sollten. (…) Neue Prio-
ritäten: Das Vorgehen zur 
 Annexion der Krim und zur 
Errichtung der «Volksrepubli-
ken« Donezk und Luhansk 
stellt die veränderten Priori-
täten der Politik Putins seit 
dem Beginn seiner dritten 
Amtszeit als Präsident dar. 
In der Innenpolitik bestehen 
diese aus der immer schärfe-
ren Einschränkung demokra-
tischer, pluralistischer und 
 liberaler gesellschaftlicher 
Entwicklungen, der Förde-
rung nationaler, nationali-
stischer und antiwestlicher 
Kräfte, erweiterten Macht-
befugnissen für Polizei und 
Geheimdienste und infolge-
dessen stark erhöhten Aus-
gaben für innere Sicherheit. 
In der Außenpolitik ist damit 
das Bemühen verbunden, 
den Status Russlands als 
Großmacht wiederherzustel-
len. Dazu soll der Ausbau der 
russischen Vormachtstellung 
im postsowjetischen Raum 
dienen.
Die diesem revisionistischen Anspruch zugrunde liegenden Wahr-
nehmungen hat Putin mehrere Male offen ausgesprochen, wobei 
das Diktum von der größten geopolitischen Katastrophe des 
20. Jahrhunderts, die der Zusammenbruch der Sowjetunion dar-
stelle, wohl am bekanntesten ist. Zur Verwirklichung des An-
spruchs gehört auch seine Initiative vom 3. Oktober 2011, auf 
Grundlage der Zollunion eine Eurasische Wirtschaftsunion und 
schließlich – analog zur Entwicklungsgeschichte der Europäi-
schen Union – eine Eurasische Union zu gründen.
Das erste und wichtigste Mittel zur Verwirklichung der eurasi-
schen Ambitionen Putins ist die Nutzung der Abhängigkeit der 
Nachbarstaaten Russlands von russischen Energielieferungen. 
Das zweite ist der Anspruch, russische Staatsbürger und Rus-
sischsprachige, also auch kulturell assimilierte Nichtrussen, im 
Ausland zu schützen. Das dritte ist die über das staatlich kontrol-
lierte russische Fernsehen im postsowjetischen Raum verbreitete
antiwestliche, gegen die Nato und die EU gerichtete Propaganda. 
Das vierte Mittel besteht in der Bewahrung und dem Ausbau mili-
tärischer Präsenz sowie Waffenlieferungen. So ist Russland mit 
Ausnahme Aserbeidschans in allen Zielländern der östlichen Part-
nerschaft der EU militärisch vertreten. In Belarus wird dies durch 
eine enge Verflechtung der Militärstruktur, gemeinsame Luftver-
teidigung und umfangreiche Militärmanöver gewährleistet. Rus-
sische Truppen haben 1992 in der Moldau geholfen, das separa-
tistische Transnistrien aus der Taufe zu heben, und sind dort 
weiterhin stationiert. In Georgien hat Russland nach seiner mili-
tärischen Intervention neue Basen in Südossetien und Abchasien 
errichtet. In Armenien unterhält es ununterbrochen seit dem Zu-
sammenbruch der Sowjetunion Truppen und liefert dem Land 
Waffen – wie auch in noch größerem Umfang an Aserbeidschan. 
Wie zudem dieses für den Konflikt in Nagorni Karabach relevante 
Beispiel zeigt, ist der Kreml nicht an der nachhaltigen Lösung von 
Konflikten in der von ihm beanspruchten Interessensphäre inter-

essiert, sondern nutzt diese, um Kontrolle und Einfluss in den be-
troffenen Ländern zu erhalten oder auszuweiten.
Die Fähigkeiten, die im verdeckten Krieg auf der Krim und in der 
Ostukraine demonstriert wurden, sind nicht isoliert zu betrach-
ten, sondern als Teil eines umfassenden Reformprogramms für 
die Streitkräfte, das zwei Monate nach dem Krieg in Georgien, im 
Oktober 2008, beschlossen wurde. Die bis dahin immer noch auf 
einen großmaßstäblichen Krieg ausgerichtete Militärstruktur 
wurde beseitigt, die schwerfälligen Divisionen wurden durch klei-
nere, flexiblere, jederzeit einsatzbereite Brigaden ersetzt, alle 
sogenannten Skelett-Einheiten aufgelöst und vier neue strategi-
sche Kommandos eingerichtet, die die auf ihrem Gebiet statio-
nierten Einheiten der Teilstreitkräfte führen sollen.
Russland wird trotz diesen Anstrengungen keine den USA eben-
bürtige Weltmacht auf militärischer Ebene, obwohl es große 
 Anstrengungen unternimmt, annähernde Parität bei den strate-
gischen Nuklearwaffen zu bewahren. Dementsprechend hat 
Amerikas Außenminister John Kerry versucht, den Weltmachtam-
bitionen des Kremls einen Dämpfer aufzusetzen, und bemerkte, 
Russland sei ja nur eine Regionalmacht. Dies ist allerdings sowohl 
für die USA als auch für Europa ein schwacher Trost angesichts der
Tatsache, dass die Regionen, in denen Russland als Machtfaktor 
auftritt, vom Ostseeraum und dem Schwarzen und dem Kaspi-
schen Meer bis zum Pazifik reichen. Gerade für Europa ist die Her-
abstufung Russlands zu einer Regionalmacht bedeutungslos, 
denn militärisch hat es Moskau wenig entgegenzusetzen. Aber 
selbst wenn die militärischen Fähigkeiten dazu vorhanden wären, 
gehören doch zur erfolgreichen Machtausübung der entspre-
chende politische Wille und der innenpolitische Konsens darüber, 
diese auch anzuwenden. Beides ist in Putins Russland vorhanden, 
nicht aber in Europa. 

© Hannes Adomeit. Die Lehren der russischen Generäle, Neue Zürcher Zeitung, 18.7.2014, 
www.nzz.ch/international/die-lehren-der-russischen-generaele-1.18345696 

M 5  Der Zerfall der Sowjetunion, Nachfolgestaaten mit Unabhängigkeitsdatum. © dpa, picture alliance
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M 7 SRF-News (Schweizer Radio und Fernsehen) 
»USA, Ukraine, China: Wohin steuert Russlands Außen-
politik?«, 16.4. 2015

Welche Ziele verfolgt Russlands Präsident Wladimir Putin in der Ukraine-
Krise? Wie positioniert er sich zu EU und USA? Und taugt China als lang-
fristiger Partner? Zwei Politologen zeigen auf, welche Zukunftsszenarien 
es für die russische Außenpolitik gibt. Für viele im Westen und nahezu alle 
seine Landsleute reitet Wladimir Putin gerade auf einer Erfolgswelle. Die 
Krim heimgeholt, in der Ukraine nicht klein beigegeben, den Schulter-
schluss mit China vollzogen und den USA mehr als einmal den diplomati-
schen Mittelfinger gezeigt. Doch ist das wirklich eine Erfolgsgeschichte 
und was zaubert der starke Mann im Kreml als nächstes aus dem Hut? 
Gar nichts, meinen zwei von SRF-News befragte Experten unisono. Denn 
Putins Hut ist leer und der zur Schau gestellte Erfolg nichts weiter als 
Propaganda – so ihre Meinung. Wieso und weshalb, lesen Sie in den Zu-
kunftsszenarien der russischen Außenpolitik, welche die Politologen And-
reas Umland und Jerzy Macków für uns umrissen haben.
SRF: Putins künftige Strategie im Ukraine-Konflikt
Andreas Umland: Eine Beilegung des Ukraine-Konflikts ist auch 
künftig nicht im Interesse Russlands. Die Demokratisierung in 
Kiew soll scheitern – als Legitimationsgrundlage für das eigene 
undemokratische System und als Warnung an die Russen davor, 
was passiert, wenn man das System Putin in Frage stellt. Davon 
abhalten könnte ihn nur eine Verschärfung der Sanktionen. Das 
würde die russischen Kosten in unbezahlbare Höhen treiben.
Jerzy Macków: Putin wird nicht danach streben, die Ukraine zu be-
setzen. Vielmehr wird er versuchen, mittels eines jahrelangen 
Krieges das Nachbarland zu schwächen und so den Anschluss an 
den Westen unmöglich zu machen. Gelingt das nicht, bleibt Russ-
land nur der Rückzug aus den umkämpften Gebieten der Ost- 
und Südukraine. So oder so, muss Putin dafür Sorge tragen, dass 
er aus innenpolitischer Sicht als Sieger aus dem Ukraine-Konflikt 
hervorgeht. Gelingt ihm das nicht, würde ihm ein Machtverlust 
drohen.
SRF: Putins Umgang mit der Europäischen Union
Andreas Umland: Putins unmittelbares Interesse in Europa be-
steht darin, einen Keil zwischen die EU-Staaten zu treiben. Sein 
Ziel: Keine Verlängerung der derzeitigen Sanktionen im Sommer 
2015. Dabei wird er versuchen, Staaten wie Ungarn, Griechenland 
und die Slowakei als Trojanische Pferde zu benutzen. Eventuell 
wird Putin aber sein besonderes Augenmerk auf Zypern richten – 
dem schwächsten Glied in der Kette der EU-Staaten.
Jerzy Macków: Putin wird weiter versuchen die EU zu spalten. Eine 
einheitlich handelnde EU kann er derzeit nicht gebrauchen. Wenn 

die Ukraine-Krise allerdings eines Tages 
 vorbei sein sollte, woran ich in absehbarer 
Zeit allerdings nicht glaube, wird Putin aber 
eher an einer starken EU interessiert sein. Er 
braucht sie als Gegenpol zur USA.
SRF: USA bleiben Gegner Nummer eins
Andreas Umland: Die USA werden auch wei-
terhin als russischer Erzfeind stilisiert – als 
Drohkulisse aufgebaut. Die Vereinigten Staa-
ten sind weit weg und exotischer als die EU. 
Dass hinter jedem russischen Misserfolg die 
CIA steckt, wollen viele Russen nur allzu gern 
glauben. So gesehen kann dieses Kalkül auf-
gehen.
Jerzy Macków: Die Vereinigten Staaten wer-
den auch künftig in Russland als Gegner 
Nummer eins dargestellt. Darin drückt sich 
eine unglaubliche Doppelmoral der russi-
schen Eliten aus. Sie lassen die Kinder in den 
USA studieren, ihre Familien da leben, brin-
gen ihr Vermögen dort in Sicherheit. Zuhause 
aber werden die USA weiterhin als das Böse 
verkauft. Die Propagandamaschine dies-
bezüglich läuft auf Hochtouren und wird das 

wohl auch in Zukunft tun. (…) 
SRF: Putins Zukunft
Andreas Umland: Wladimir Putin geht es in der Außenpolitik 
nicht um eine Ideologie oder langfristige Vision, sondern nur um 
den persönlichen Machterhalt. Seit dem Verfall der Rohstoff-
preise kann er das Land nicht mehr subventionieren und so die 
Bevölkerung ruhigstellen. Putin braucht deshalb eine neue Legiti-
mationsbasis für sein undemokratisches System. Er wird versu-
chen, diese in gemeinsamen Feinden (USA/EU) und Grossmachts-
fantasien zu finden. Ein Plan, der für eine gewisse Zeitspanne 
aufgehen könnte.
Jerzy Macków: Der russische Präsident ist augenblicklich uner-
setzbar. Das wissen auch seine politischen Gegner in Russland. 
Ein plötzlicher Abgang würde das Land ins Chaos stürzen. Abge-
sehen davon hat Putin auch keinerlei Absicht die Macht abzuge-
ben. Denn ein Rücktritt ist für eine Person, die zur zentralen Figur 
eines verbrecherischen Regimes geworden ist, immer gefährlich 
– lebensgefährlich.

Andreas Umland: Der Politikwissenschaftler studierte in Leipzig, Oxford, Stanford und 
Cambridge. Er ist Mitherausgeber des «Forum für osteuropäische Ideen- und Zeitge-
schichte». Seit 2010 lehrt er in Kiew. Hier arbeitet er als Dozent des Lehrstuhls für Politik-
wissenschaft an der Nationalen Universität «Kiew- Mohyla-Akademie».

Jerzy Macków: Der in Polen geborene Politologe arbeitete nach seinem Studium unter an-
derem an den Universitäten Hamburg und Frankfurt/Oder. Seit 2002 ist er Inhaber des 
Lehrstuhls für vergleichende Politikwissenschaft (Mittel- und Osteuropa) an der Universi-
tät Regensburg.

© www.srf.ch/news/international/usa-ukraine-china-wohin-steuert-russlands-
aussenpolitik#all-comments

M 6  »Ganz dicke Bretter« (Bundesaußenminister Frank Walter Steinmeier)  © Gerhard Mester, 11.2.2016
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M 8  Wolfgang Ischinger (2016): 
»Wir wollen kein darbendes 
 Russland, sondern ein stabiles«, 
Interview der Wirtschaftswoche

Bei der Münchner Sicherheitskonferenz berät die 
internationale Gemeinschaft über Syrien, die Uk-
raine und andere Krisen. Im Interview erklärt Kon-
ferenz-Chef Wolfgang Ischinger, wie die Lähmung 
von USA und Europa der Welt schaden.

Wirtschafts-Woche (WiWo): Herr Ischinger, 
der Nahe Osten droht zu verfallen-, der Ukraine-
konflikt ist ungeklärt, Populisten gewinnen quer 
durch Europa an Zuspruch. Kann die EU diese Kri-
sen überstehen, oder droht ihr ein Kollaps?

Wolfgang Ischinger: Die großen Projekte 
dieser Europäischen Union sind alle in Schön-
wetterzeiten entstanden, vom Schengen-
System bis zum Euro. Jetzt regnet es plötzlich 
so stark, dass Europa in den Grundfesten er-
schüttert wird. Europa muss jetzt sturmfest 
gemacht werden. Nach der griechischen Fi-
nanzkrise, die Wirtschafts- und Finanzfach-
leute beschäftigt hat, geht die Flüchtlings-
krise noch tiefer: Sie führt zur enormen 
Verunsicherung in der Bevölkerung.

WiWO: Erleben wir auch eine Krise des Westens?

Ischinger: Schlimmer noch: Wir erleben eine weltweite Führungs-
krise. Die USA wollen nur noch punktuell führen, weshalb in der 
Weltpolitik ein Machtvakuum entstanden ist – und in dieses Va-
kuum stoßen etwa in Syrien die Russen, nachdem der Westen 
dort vier Jahre lang weggesehen hat.

WiWO: Wie kann die EU, die seit Langem selber kriselt, dieses Vakuum 
füllen?

Ischinger: Wir Europäer müssen entscheidungs- und handlungs-
fähig werden, auch im militärischen Bereich. Der Westen braucht 
wieder mehr Schwung. Frankreich hat nach den Terroranschlägen 
von Paris die Beistandsklausel des Lissabon-Vertrags bemüht, an 
deren Existenz die meisten Regierungen sich kaum erinnerten. 
Nun müssen wir uns ehrlich zugestehen, dass wir gar nicht bei-
standsfähig sind …

WiWO: … Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen will das jetzt 
ändern, indem sie 130 Milliarden Euro für die Modernisierung des deut-
schen Militärs fordert. So soll bis zum Jahr 2030 dessen Einsatzfähigkeit 
wachsen.

Ischinger: Das ist ein wichtiger und notwendiger Schritt. Ich 
finde es ermutigend, dass auch Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble mehr Geld für Außen- und Sicherheitspolitik ausgeben 
will. Wir müssen aber noch grundsätzlicher denken und endlich 
im Verteidigungsbereich die Kleinstaaterei abschaffen. Manches 
kleinere EU-Mitgliedsland bestellt einige wenige Eurofighter für 
wahnsinnig viel Geld, statt dass alle Mitgliedstaaten gemeinsam 
größere Stückzahlen bestellen und so Beschaffungskosten dras-
tisch senken. (…) 

WiWO: Europa steht auch durch russische Aggressionen unter Druck. 
Wladimir Putin lässt in Syrien neben dem »IS« auch die syrische Opposi-
tion bombardieren – und seine Militärs provozieren die Türken, indem sie 
regelmäßig deren Luftraum verletzen.

Ischinger: In Syrien will Moskau seinen Anspruch durchsetzen, in 
der Region dauerhaft geopolitisch mitzureden. Im Ukrainekon-
flikt haben sie zudem einen Warnschuss an den Westen gegen 

weitere Nato-Erweiterungsschritte abgegeben. Mittlerweile stellt 
man in Moskau aber durchaus Überlegungen an, wie sich der für 
die russische Wirtschaft entstandene Schaden begrenzen lässt.

WiWo: Also sollte der Westen seine Russlandsanktionen lockern, auf 
die sich etwa die EU-Mitglieder nach der Ukrainekrise mühsam geeinigt 
haben?

Ischinger: In Moskau ernten wir keinen Respekt, wenn wir plötz-
lich einknicken. Aber Russland hat es in der Hand, in den kom-
menden Monaten die Bedingungen des Minsk-Abkommens zu 
erfüllen, um so ein Ende der Sanktionen zu erreichen. Putin hat 
gerade einen hochrangigen Vertrauten in die Minsk-Kontakt-
gruppe entsandt. Der wird dort sicher nicht nur herumsitzen.

WiWo: Kann Russland wieder Partner der Europäer werden?

Ischinger: Wir wollen kein darbendes Russland, sondern ein 
 stabiles. Amerikanischen Stimmen, nur ein schwaches Russland 
führe zu einer sicheren Welt, sollten wir widersprechen. So eine 
Sichtweise ist gefährlich. Wir sollten also auch wieder da einset-
zen, wo Russland nicht bloß provoziert, sondern auch kooperativ 
ist. Iran war ein positives Beispiel. Putin wird zwar in Sachen Krim 
so bald nicht einlenken. Aber er ist grundsätzlich zur Zusammen-
arbeit mit der Nato und dem Westen bereit.

WiWo: Weil er die Schwäche seines Landes spürt?

Ischinger: Das Land braucht angesichts seiner eigenen Krise 
wirtschaftliche Hilfe, auch wenn Putin das nie zugeben würde. Zu-
gleich wissen kluge Russen, dass wir Europäer der russischen 
Wirtschaft ganz andere Impulse verleihen können, als etwa die 
Chinesen dies zu leisten vermögen.

© www.wiwo.de/politik/ausland/wolfgang-ischinger-wir-wollen-kein-darbendes- 
russland-sondern-ein-stabiles/12952444.html

M 9  Der Vorsitzende der Münchner Sicherheitskonferenz Wolfgang Ischinger begrüßt am 13. Februar 
2016 den russischen Ministerpräsident Dimitri Medwedew. Im Hintergrund der französische Minis-
terpräsident Manuel Valls.  © EPA, picture alliance, 13.2.2016
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